
«Die Sicherheit unserer Patientinnen ist oberstes Gebot» 
Spitaldirektorin Sandra Copeland ist überzeugt, dass eine Geburtenstation heute qualitativ hochwertig betrieben werden könnte. 

Interview: Desirée Vogt 
 
Frau Copeland, Sie wollen 
sich für eine Wiedereröff-
nung der Geburtenstation 
einsetzen. Wäre eine solche 
Wiederöffnung nur im neuen 
oder auch im bestehenden 
Landesspital möglich? 
Sandra Copeland: Eine Neuer-
öffnung der Geburtenstation ist 
am neuen Standort flächen-
mässig vorgesehen. Die Wie-
dereröffnung im alten Gebäude 
wäre mit umfassenden Umbau-
ten verbunden, also mit Inves-
titionen in den Altbau, und die-
se haben wir derzeit weder be-
rechnet noch vorgesehen. Da 
mit der Schaffung der interdis-
ziplinären Station letztes Jahr 
auch eine Verlagerung der Res-
sourcen stattgefunden hat, 
müsste auch in diesem Bereich 
neu gedacht und umgeplant 
werden. Denkbar wäre es aber 
grundsätzlich mit dem entspre-
chendem Aufwand.  Im Neubau 
würden die neuen Erdenbürger 
mit ihren Müttern und Vätern 
aber die nötige Privatsphäre im 
Geburtszimmer und in Einzel-
zimmern bekommen, die in der 
heutigen Zeit einfach angemes-
sen ist. 

Können die Voraussetzun-
gen gemäss Zürcher Modell 
bereits heute erfüllt werden? 
Das Zürcher Modell schreibt 
eine Interventionszeit bei Kom-
plikationen von 10 Minuten vor. 
Dies benötigt die Anwesenheit 

der entsprechenden Fachkräf-
te, insbesondere des Personals 
im OP – also Anästhesie, des 
chirurgischen und des gynäko-
logischen Teams. Die ersten 
beiden Bereiche decken wir ab 
Februar 2020 durch die Inbe-
triebnahme der IMCU (Inter-
mediate Care Unit) ab. Das 
Gynökologie-Team müssten 
wir entsprechend rekrutieren. 
Wichtig ist auch, dass nur  
werdende Mütter ab der  
35. Schwangerschaftswoche 
mit einem Baby von mind. 
2000 Gramm Gewicht bei uns 
gebären dürften. Wer «Früh-
chen» bekommt, muss zwin-
gend in ein spezialisiertes Ge-
burtshaus gehen. 

Was wäre nötig, um eine 
Geburtenstation betreiben 
zu können. Wie gross wäre 
der Aufwand? 
Der Aufwand wurde im Bericht 
und Antrag 16/2019 der Regie-
rung beschrieben. Es bräuchte 
insbesondere gynäkologisches 
Personal, also Gynäkologen, 
welche Geburtshilfe machen 
möchten, Hebammen und ent-
sprechend geschultes Pflege-
personal. Die Abdeckung muss 
über 24/7 gewährleistet sein, 
und dazu wird ein Personal-
schlüssel gerechnet, mit dem 
wir als «rund um die Uhr»-Ver-
sorger sehr vertraut sind. 

Welcher finanzielle Mehr-
aufwand würde dadurch 
entstehen? 

Auch diesen Betrag haben wir 
im angesprochen Bericht und 
Antrag ausgewiesen. Wir rech-
nen bei 200 Geburten – dies ist 
die Geburtenzahl, die früher 
durchschnittlich am Landesspi-
tal erreicht wurde – unter dem 
Strich mit einem Defizit von 
rund 500 000 Franken. Es ist 
aber auch so, dass durch diese 
zusätzliche Leistung eine bes-
sere Auslastung unserer Anäs-
thesisten ermöglicht würde, da 
diese quasi «eh» da sind. 

Wie stehen Sie zum Argu-
ment von FL-Co-Präsident 

Pepo Frick, der eine eigene 
Geburtenstation als «unver-
antwortlich» erachtet, da 
diese bei der tiefen Gebur-
tenzahl nicht qualitativ 
hochwertig betrieben wer-
den könne? 
Die Sicherheit unser Patientin-
nen ist jederzeit unser oberstes 
Gebot. Die Voraussetzung, um 
die Sicherheit im Bereich der 
Geburtshilfe gewährleisten  
zu können, müsste mit ent-
sprechendem gynäkologischen 
Fachpersonal geschaffen wer-
den. Die Grundbedingungen 
aus dem Bereich Anästhesie er-

bringen wir wie bereits erwähnt 
ab Februar 2020. Weiter muss 
ich mit der Falschinformation, 
dass eine Mindestfallzahl von 
500 Geburten pro Jahr vorge-
schrieben wäre, um eine ausrei-
chende Qualität zu erreichen, 
aufräumen. Dies ist eine ökono-
mische Grösse. Wenn wir in un-
sere benachbarten Kantone 
schauen, wären wir mit 200 Ge-
burten absolut im Mittebereich. 
Keines unserer Partnerhäuser 
würde die Geburtshilfe wegge-
ben wollen, selbst wenn sie die-
se quersubventionieren müs-
sen. Keines dieser Spitäler ge-

fährdet werdende Mütter und 
ihre Kinder. Als Mutter von vier  
erwachsenen Kindern kann ich 
nur sagen, dass sicheres Gebä-
ren in der gewünschten und 
wenn möglich auch vertrauten 
Umgebung zu einem guten 
Start ins Leben beiträgt. 

Warum ist es dem Landesspi-
tal ein Anliegen, wieder eine 
Geburtenstation zu betrei-
ben? 
Viele Bürgerinnen und Bürger 
haben sich mit ihrem Wunsch, 
im eigenen Land ihr Kind auf 
die Welt zu bringen, direkt an 
uns gewendet. Dieses Bedürf-
nis können wir nachvollziehen. 
Wir richten unser Leistungsan-
gebot einerseits auf den aktuel-
len Bedarf und entsprechend 
dem Leistungsauftrag des Lan-
des aus und sind andererseits 
bestrebt, die medizinischen 
Bedürfnisse im Land zu be-
rücksichtigen. Seit der Schlies-
sung der Geburtenabteilung 
haben wir uns stetig weiterent-
wickelt und sind heute durch 
das angestellte Fachpersonal in 
der Lage, die Anforderungen 
für ein Grundversorger-Spital 
gemäss «Zürcher Modell» zu 
erfüllen. Die positive Erfah-
rung durch eine Geburt ergibt 
eine nachhaltige Bindung zwi-
schen werdenden Eltern und 
dem Spital. Diese möchten wir 
fördern. 

*Das Interview wurde schriftlich 
geführt. 

Spitaldirektorin Sandra Copeland setzt sich für die Wiedereröffnung einer Geburtenstation ein. 
 Bild: LLS

Emotionale Casino-Diskussion   
Die Diskussion «Casino Boom – Spiel ohne Grenzen» brachte gestern viele Argumente auf den Tisch – dafür oder dagegen. 

Susanne Quaderer 
 
Was im Jahr 2010 seinen An-
fang nahm, ist nun, rund neun 
Jahre später, nicht nur in der Po-
litik oder an Stammtischen ein 
Dauerbrenner, sondern in der 
gesamten liechtensteinischen 
Bevölkerung: Das Geldspielge-
setz. Die Auswirkungen dessel-
bigen kennt jeder: Die Ruggeller 
Spielbank und das Schaanwäl-
der Casino haben bereits seit 
Längerem geöffnet, vier weitere 
sollen folgen. Dieser Umstand 
ist vielen in der Bevölkerung ein 
Dorn im Auge. Das zeigte sich 
auch an der gestrigen Diskussi-
onsveranstaltung «Casino Boom 
– Spiel ohne Grenzen» der Frei-
en Liste. Die Teilnehmer der 
Runde waren Michael Konzett, 
Anwohner des noch nicht reali-
sierten Casinos in Balzers, René 
Nutt, Amt für Volkswirtschaft, 
Georg Kaufmann, Freie Liste 
(FL), Maria Kaiser-Eberle, Vor-
steherin Gemeinde Ruggell so-
wie Peter Frick von der Vater-
ländischen Union (VU), der 
kurzfristig für Christoph Wena-
weser einsprang. Geleitet wur-
de die Runde von Thomas La-
geder (FL). 

Die Politik ist  
gefragt 
Die Meinungen auf dem Podi-
um waren naturgemäss ge-
macht – auch in den Reihen der 

Zuhörer waren die Einstellun-
gen zur Sache relativ deutlich 
erkennbar. Ein, zwei Ausnah-
men gab es dennoch.  

Ein zentraler Diskussions-
punkt war gestern Abend die 
Spielsucht. «Liechtenstein leis-
tet einen Beitrag dazu, Spiel-
süchtige zu zeugen», erklärte 
eine Zuhörerin. Zudem würde 
ein grosser Imageschaden ent-
stehen, dies vor allem innerhalb 
von Liechtenstein. «Die Politik 

muss endlich aufwachen und 
das Problem lösen.»  

In Zusammenhang mit der 
Spielsucht brachte ein Publi-
kumsteilnehmer auch die von 
der VU gewünschte Zweckbin-
dung der Geldspielabgaben an 
die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (AHV) vor: «Ich 
will nicht auf Kosten von ande-
ren Leuten meine AHV erhal-
ten», erklärte er. Peter Frick 
ging auf die Aussage ein, er 

könne ihn verstehen, aber mit 
der Zweckbindung könne er-
reicht werden, dass das Geld 
nicht einfach in einen Topf 
fliesse und man nicht wisse, für 
was es konkret gebraucht wird.  

Eine weitere Zuhörerin er-
zählte, dass eine Nachbarin ihr 
gesagt habe, dass ihr 17-jähriger 
Junge im Casino spielen war. 
«Minderjährige dürfen die 
Spielbank nicht betreten», ent-
gegnete ihr René Nutt. Er und 

die dafür verantwortlichen Mit-
arbeiter beim AVW hätten alle 
Zutritte der Spielbanken über-
prüft. Dabei seien keine Fehltrit-
te aufgefallen. Damit dies auch 
so bleibe, müssen die Spielban-
ken ein Sozialkonzept einhalten. 
Dieses wird ebenfalls mehrmals 
pro Jahr von den zuständigen 
Mitarbeitern des Amts für Volks-
wirtschaft überprüft.  

Durch das Ruggeller Casino 
ergeben sich für die Gemeinde  

Vor- und Nachteile. Die Spiel-
bank sei ein Treffpunkt für die 
Einwohner und die Zusammen-
arbeit mit dem Unternehmen 
verliefe gut, das sagte Maria 
Kaiser-Eberle. Ein Mehrver-
kehr sei jedoch auch in der 
Nacht spürbar. Kaiser-Eberle 
wünscht sich, dass die Gemein-
den auch einen Teil der Geld-
spielabgaben erhalten. Sie bra-
chte damit einen Punkt auf, der 
bisher noch nicht zur Sprache 
kam. Das tat neben der Vorste-
herin auch ein Mann im Publi-
kum: Er fragte sich, welche Ar-
beitsbediungen für die zahlrei-
chen Mitarbeiter der beiden 
Casinos vorherrschen und in-
wiefern es dahingehend einen 
Gesamtarbeitsvertrag gebe. Ei-
nen solchen gibt es laut einem 
weiteren Zuhörer im Publikum 
nicht. «Wir haben viel in die 
Weissgeldstrategie gesetzt und 
verdienen nun viel Kohle mit 
den Casinos, wie passt das zu-
sammen?», fragte sich ein wei-
terer Gast. Dazu erklärte René 
Nutt: «Die Finanzmarktauf-
sicht überprüft die Spielbanken 
dahingehend – sie sind besser 
reguliert als jedes Finanz- 
institut.» 

Die Meinungen trafen sich 
gestern Abend nicht mehr. Vie-
le waren sich aber einig, es 
braucht Lösungen und dahin-
gehend ist nun die Politik ge-
fragt.

Thomas Lageder (FL), Georg Kaufmann (FL), Peter Frick (VU), René Nutt (Amt für Volkswirtschaft), Michael Konzett (betroffener Anwoher) und 
Maria Kaiser-Eberle (Vorsteherin Ruggell) diskutierten gestern im Vereinshaus in Gamprin über die Casinos. Bild: Daniel Ospelt
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